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Der Bundesminister des Innern 

11. Beamtenrecht und sonstiges Personalrecht §3 
- Gedingeermittlung -

(1) Das Gedinge ist nach Zeit zu bemessen. Es wird die 
Zeit, die der Arbeiter bei durchschnittlicher Arbeits-
leistung unter normaler Anstrengung zur ordnungs-
gemäßen Ausführung der Arbeitseinheit benötigt, 
nach Stunden oder Bruchteilen von Stunden auf der 
Tarifvertrag 
über die Ausführung von Arbeiten im Leistungslohn-
verfahren im Bereich der SR 2 a - Gedingerichtlinien -
- Bek. d. BMI v. 15. 4. 1964 - 11 B 2 - 4205 -

9911/64 -
Nachstehend gebe ich den am 1. April 1964 abge-
schlossenen Tarifvertrag über die Ausführung von Ar-
beiten im Leistungslohnverfahren im Bereich der SR 2 a 
- Gedingerichtlinien - bekannt. 

Ein gleichlautender Tarifvertrag ist am 1. April 1964 
mit der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst im Christ-
lichen Gewerkschaftsbund Deutschlands abgeschlossen 
worden. Von einer Veröffentlichung wird abgesehen. 

Tarifvertrag 
über die Ausführung von Arbeiten im Leistungslohn-

verfahren im Bereich der SR 2 a MTB 11 
(Gedingerichtlinien) 
Vom 1. April 1964 

Zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Bundesminister des Innern, 

einerseits 
und 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr - Hauptvorstand -

andererseits 
werden gemäß Nr. 14 SR 2 a MTB II folgende Richtlinien 
über die Ausführung von Arbeiten im Leistungslohn-
verfahren vereinbart: 

§1 
- Geltungsbereich -

Dieser Tarifvertrag gilt für die unter die SR 2 a MTB II 
fallenden Arbeiter. 

§2 
- Allgemeines -

(1) Die Arbeiten im Leistungslohn werden an Arbeiter-
gruppen (Gruppengedinge) oder an einzelne Arbeiter 
(Einzelgedinge) vergeben. 

Während einer Arbeitsausführung soll an der Zu-
sammensetzung einer Gedingegruppe möglichst nichts 
geändert werden. 

(2) Ein Anspruch auf Gedingearbeit besteht nicht. Die 
im Gedinge beschäftigten Arbeiter sind verpflichtet, 
auch im Zeitlohn zu arbeiten. 

Wird ein Arbeiter aus betrieblichen Gründen von 
Gedingearbeit auf Zeitlohnarbeit umgesetzt, so ist 
ihm für die ersten fünf Arbeitstage als Lohn der 
Gedingegrundlohn zuzüglich des um 5 v. H. gekürz-
ten Gedingeüberverdienstes des unmittelbar voraus-
gehenden Lohnzeitraumes zu gewähren, soweit er in 
der neuen Tätigkeit nicht einen höheren Lohn 
(Tabellenlohn, gegebenenfalls zuzüglich Vorarbeiter-
bzw. Vorhandwerkerzulage) erhält. 

Protokollnotiz: 
§ 2 Abs. 1 gestattet auch eine Zusammenfassung von 

Arbeitergruppen zu einer Gedingegemeinschaft. 

Grundlage der Richtlinien nach Absatz 3 ermittelt 
und festgesetzt. 

Kann in Ausnahmefällen aus besonderen Gründen 
eine Stückzeit nicht sofort festgesetzt werden, so 
ist sie zu schätzen. Der Schätzung ist die Zeit zu-
grunde zu legen, die ein Arbeiter durchschnittlicher 
Arbeitsleistung bei normaler Anstrengung nach den 
Erfahrungen sachkundiger Arbeitsaufnehmer zur 
ordnungsgemäßen Ausführung der Arbeitseinheit 
braucht. Diese geschätzte Zeit ist als "vorläufige 
Stückzeit" auszuweisen; für die weiteren Arbeiten 
sind die Stückzeiten baldmöglichst nach Unter-
absatz 1 zu ermitteln. 

(2) Die Stückzeiten sind neu festzusetzen, wenn sie sich 
als offensichtlich fehlerhaft erwiesen haben oder 
wenn sich die bei ihrer Ermittlung maßgebend ge-
wesenen Vorbedingungen wesentlich geändert haben. 

(3) Das Verfahren für die Ermittlung der Stückzeiten 
als Grundlage für den Gedingeüberverdienst wird in 
einer im Einvernehmen mit der vertragschließenden 
Gewerkschaft vom Bundesminister der Verteidigung 
zu treffenden Verwaltungsanordnung geregelt; die 
Verwaltungsanordnung bedarf der Zustimmung der 
Bundesminister des Innern und der Finanzen. 

§4 

- Abrechnung -

(1) Für die im Lohnzeitraum im Gedinge geleisteten 
Arbeitsstunden (Gedingestunden) wird der Gedinge-
grundlohn der Lohnberechnung zugrunde gelegt. 
Daneben wird für jede Gedingegruppe (oder Einzel-
gedinge) der im Lohnzeitraum sich ergebende über-
schuß der Stückzeitstunden über die Gedingestunden 
als Zeitgewinnstunden mit dem Gedingegrundlohn 
vergütet (überverdienst). Zu diesem Zweck wird die 
Verhältniszahl der Zeitgewinnstunden der Gedinge-
gruppen zu den Gedingestunden in Prozenten er-
rechnet (Zeitgewinn in Prozenten). Werden einer 
Gedingegruppe berufsfremde oder in Ausbildung 
befindliche Arbeitskräfte zugeteilt, so sind deren 
Leistungen angemessen zu berücksichtigen. Der 
Arbeiter erhält mindestens den Tabellenlohn (§ 21 
Abs. 2 MTB II). 

Vorarbeiter und Vorhandwerker erhalten auch für 
die Gedingestunden die Zulage nach § 3 des Tarif-
vertrages über das Lohngruppenverzeichnis zum 
MTB vom 11. Oktober 1961, berechnet nach ihrem 
jeweiligen Tabellenlohn. 

Abgerechnet werden nur solche Gedingearbeiten, 
deren sachgemäße Ausführung bescheinigt ist. 

(2) Die Gedingegrundlöhne ergeben sich aus der Anlage 1. j\.n\age 

(3) Unverschuldete Mehrarbeiten werden wie normales 
Gedinge als Nachtragsgedinge zusätzlich vergeben. 

Bei verschuldeter Fehlarbeit ist im Einzelfall durch 
den Leiter des Betriebes oder dem von ihm Be-
auftragten die Art der Erledigung festzulegen. 

(4) Treten bei der Arbeitsausführung besondere Um-
stände auf, die eine Fortführung der Arbeiten im 
Gedinge verbieten (Stockungen in der Material-
anlieferung, Betriebsstörungen, Typenumstellung 
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u. ä.), so ist dies sofort zu melden. Wird in diesem 
Falle auf Zeitlohnarbeit übergegangen, so wird die 
Stückzeit für die geleistete Arbeit anteilig vergütet. 

Protokollnotiz zu Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 5: 

Die Arbeiter, deren Leistung 106 v. H. der Normal-
leistung nicht erreicht, erhalten 

von 100 bis 102 v. H. 
101 v. H. des Tabellenlohns, 

von mehr als 102 bis 104 v. H. 
102 v. H. des Tabellenlohns, 

von mehr als 104 bis 106 v. H. 
103 v. H. des Tabellenlohns. 

§5 
- Leistungsabhängige Arbeiten -

Für Arbeiten, die mit den Gedingearbeiten un-
mittelbar zusammenhängen und durch den Zeitgrad der 
Gedingearbeiter beeinftußt werden (leistungs abhängige 
Arbeiten), aber auf Grund ihrer Eigenart im Zeitlohn 
verrichtet werden müssen, wird unter Berücksichtigung 
ihrer persönlichen Leistung zum Tabellenlohn ein Zu-
schlag bis 15 v. H. gezahlt. 

§6 

- Beteiligung der Personalvertretung -

Bei Durchführung dieses Tarifvertrages wird die 
Personalvertretung nach Maßgabe des § 68 MTB II be-
teiligt. 

§7 
- Inkrafttreten -

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 
1964 in Kraft. Er kann mit einer Frist von drei Monaten 
zum Schluß eines Kalendervierteljahres, erstmals zum 
31. März 1965, gekündigt werden. 

Bonn, den 1. April 1964 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Der Bundesminister des Innern 

In Vertretung 
Dr. Schäfer 

Für die Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr: 

- Hauptvorstand -
Jacobi Kluncker 

Seite 619 
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Anlage 1 zum Tarifvertrag vom 1. 4. 1964 

Lohntabelle 

für die Grundlöhne zur Ermittlung des Gedingeüberverdienstes 

gültig vom 1. April 1964 bis 30. September 1964 

Lohn- Dienstzeit- Ortslohnklassen 
gruppe zulagen I 11 111 

Stundenlohn in Pf 

VIII 1.- 3. Jahr 237 230 223 
4.- 5. Jahr 241 234 227 
6.- 7. Jahr 243 237 230 
8.- 9. Jahr 245 239 232 

10.-11. Jahr 247 241 234 
ab 12. Jahr 250 243 237 

VII 1.- 3. Jahr 250 244 237 
4.- 5. Jahr 254 247 241 
6.- 7. Jahr 257 250 243 
8.- 9. Jahr 259 252 245 

10.-11. Jahr 261 254 247 
ab 12. Jahr 264 257 250 

VI 1.- 3. Jahr 258 251 244 
4.- 5. Jahr 262 255 247 
6.- 7. Jahr 265 258 250 
8.- 9. Jahr 267 260 252 

10.-11. Jahr 269 262 254 
ab 12. Jahr 272 265 257 

V 1.- 3. Jahr 266 259 251 
4.- 5. Jahr 270 263 255 
6.- 7. Jahr 273 266 258 
8.- 9. Jahr 274 268 260 

10.-11. Jahr 276 270 262 
ab 12. Jahr 279 273 265 

IV 1.- 3. Jahr 282 274 267 
4.- 5. Jahr 286 278 271 
6.- 7. Jahr 289 281 274 
8.- 9. Jahr 291 283 275 

10.-11. Jahr 293 285 277 
ab 12. Jahr 296 288 280 

III 1.- 3. Jahr 296 288 279 
4.- 5. Jahr 300 292 283 
6.- 7. Jahr 303 295 286 
8.- 9. Jahr 305 297 288 

10.-11. Jahr 307 299 290 
ab 12. Jahr 309 302 293 

-----_._----_._ .. 

II 1.- 3. Jahr 314 306 297 
4.- 5. Jahr 318 309 301 
6.- 7. Jahr 321 312 304 
8.- 9. Jahr 323 314 306 

10.-11. Jahr 325 316 308 
ab 12. Jahr 328 319 310 

I 1.- 3. Jahr 337 327 317 
4.- 5. Jahr 340 331 321 
6.- 7. Jahr 343 334 324 
8.- 9. Jahr 345 336 326 

10.-11. Jahr 347 338 328 
ab 12. Jahr 350 340 331 
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Anlage 1 zum Tarifvertrag vom 1. 4. 1964 

Lohntabelle 

über die Grundlöhne zur Ermittlung des Gedingeüberverdienstes 

gültig vom 1. 6ktober 1964 

Lohn- Dienstzeit-· Ortslohnklassen 
gruppe zulagen I II III 

Stundenlohn in Pf 

VIII 1.- 3. Jahr 239 233 226 
4.- 5. Jahr 242 237 230 
6.- 7. Jahr 245 240 233 
8.- 9. Jahr 247 242 235 

10.-11. Jahr 249 243 237 
ab 12. Jahr 252 246 240 

VII 1.- 3. Jahr 252 245 239 
4.- 5. Jahr 256 249 243 
6.- 7. Jahr 259 252 245 
8.- 9. Jahr 261 254 247 

10.-11. Jahr 263 256 249 
ab 12. Jahr 266 259 252 

VI 1.- 3. Jahr 261 253 246 
4.- 5. Jahr 265 257 250 
6.- 7. Jahr 268 260 253 
8.- 9. Jahr 270 262 255 

10.-11. Jahr 272 264 257 
ab 12. Jahr 274 267 260 

V 1.- 3. Jahr 269 262 254 
4.- 5. Jahr 273 266 258 
6.- 7. Jahr 275 269 261 
8.- 9. Jahr 277 271 263 

10.-11. Jahr 279 273 265 
ab 12. Jahr 282 275 268 

IV 1.- 3. Jahr 285 277 270 
4.- 5. Jahr 289 281 274 
6.- 7. Jahr 2n 284 276 
8.- 9. Jahr 2::)4 286 278 

10.-11. Jahr 296 288 280 
ab 12. Jahr 299 291 283 

III 1.- 3. Jahr 299 291 282 
4.- 5. Jahr 303 295 286 
6.- 7. Jahr 306 298 289 . 
8.- 9. Jahr 308 300 291 

10.-11. Jahr 309 302 293 
ab 12. Jahr 312 305 296 

II 1.- 3. Jahr 318 309 301 
4.- 5. Jahr 322 313 305 
6.- 7. Jahr 325 316 308 
8.- 9. Jahr 327 318 309 

10.-11. Jahr 329 320 311 
ab 12. Jahr 332 324 314 

I 1.- 3. Jahr 340 331 321 
4.- 5. Jahr 343 335 325 
6.- 7. Jahr 346 338 328 
8.- 9. Jahr 348 340 330 

10.-11. Jahr 350 341 332 
ab 12. Jahr 353 344 335 

GMBI. 1964, S. 618 



Seite (;22 GMBl.1964 Nr.36 

II!. Kulturelle Angelegenheiten des Bundes 

Zur F
den Prä
geben. 
Auszeic
Verbess

1. Gute
zeich

2. Die F

3. Film
I B 2
Präm

1. Beso
buch
net w

2. (1) D
d
w
re
V
1

(2) D
d

3. Die 
Dreh

4. Die 
wen
würd
Vere
mein
Präm
beträ

I!

1. über
Dreh
terau
dem
liche

2. Die 
vom
drei 

3. Den 
der 
Bund
Vert

4. Der 
Bund

5. Der 
mind
ist. 
Dreh
mit 
men
richt
teln.
so en
die M
gesch

6. Der Vorsitzende des Preisrichterausschusses kann 
im Einzelfall Sachverständige zur Beratung hinzu-
ziehen. Bei der Entscheidung über die Vergabe von 
Drehbuchprämien kann er sein Stimmrecht unter 
Beibehaltung des Vorsitzes einem Vertreter über-
tragen. 
Erlaß 
über die Ve~gabe von Spielfilmprämien 

Vom 30. November 1964 
örderung des deutschen Spielfilmschaffens wer-
mien nach den folgenden Bestimmungen ver-
Zweck der Prämienvergabe ist es, durch die 
hnung guter Leistungen zu einer allgemeinen 
erung der deutschen Spielfilme beizutragen. 

1. Spielfilmprämien 

A. Filmprämien 

 Spielfilme können mit einer Prämie ausge-
net werden. 

ilmprämie beträgt 200 000,- DM. 

e, deren Drehbücher mit einer Prämie nach 
 (1) ausgezeichnet worden sind, können eine 
ie von 50 000,- DM erhalten. 

B. Drehbuchprämien 

nders hervorragende Drehbücher und Dreh-
entwürfe können mit einer Prämie ausgezeich-
erden. 

ie Drehbuchprämie beträgt 200 000,- DM, wenn 
as Drehbuch von einem Filmhersteller vorgelegt 
ird, der die Verfilmung des Drehbuches hin-
ichend vorbereitet hat. Die Prämie für den 
erfasser eines solchen Drehbuches beträgt 
5000,- DM. 
ie Drehbuchprämie beträgt 10000,- DM, wenn 
as Drehbuch vom Verfasser vorgelegt wird. 
Prämie für einen vom Verfasser vorgelegten 
buchentwurf beträgt 3000,- DM. 
Drehbuchprämie beträgt bis zu 350 000,- DM, 
n das Drehbuch Grundlage eines förderungs-
igen Projekts im Sinne der Richtlinien des 
ins "Kuratorium Junger Deutscher Film, ge-
nütziger Verein kraft Verleihung" ist. Die 
ie für den Verfasser eines solchen Drehbuches 
gt 15 000,- DM. 

. Auswahl durch den Preisrichterausschuß 

 die Vergabe der Prämien mit Ausnahme der 
buchprämien nach I B 4 befindet ein Preisrich-
sschuß, der aus etwa zwölf unabhängigen auf 

 Gebiet des Films fachkundigen oder im öffent-
n Leben erfahrenen Persönlichkeiten besteht. 
Mitglieder des Preisrichterausschusses werden 
 Bundesminister des Innern auf die Dauer von 
Jahren berufen. 
Vorsitz im Preisrichterausschuß führt der Leiter 
Abteilung für kulturelle Angelegenheiten des 
es im Bundesministerium des Innern oder sein 

reter. 
Preisrichterausschuß wird jährlich einmal vom 
esminister des Innern einberufen. 
Preisrichterausschuß ist beschlußfähig, wenn 
estens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
Eine Prämie erhalten diejenigen Filme und 
bücher, auf die sich der Preisrichterausschuß 
einer Mehrheit von drei Vierteln einigt. Neh-
 an einer Abstimmung weniger als zwölf Preis-
er teil, so genügt eine Mehrheit von zwei Drit-
 Kommt nur eine einfache Mehrheit zustande, 
tscheidet der Bundesminister des Innern, wenn 
ehrheit dies beantragt. Der Rechtsweg ist aus-

lossen. 

7. Der Preisrichterausschuß kann sich eine Geschäfts-
ordnung geben. 

8. Die Mitglieder des Preisrichterausschusses und die 
Sachverständigen sind verpflichtet, über den Inhalt 
der Beratungen, über die Entschließungsgründe und 
über die Entschließungen selbst Stillschweigen zu 
wahren. 

9. Die Mitglieder des Preisrichterausschusses, mit Aus-
nahme der Bundesbediensteten, und die Sachver-
ständigen erhalten Reisekostenvergütung nach 
Stufe I ader Reisekostenbestimmung für Bundes-
beamte in der jeweils geltenden Fassung und für 
die Teilnahme an den Sitzungen eine Sitzungsver-
gütung von 65,- DM je Sitzungs tag. Für die Prü-
fung eines Drehbuches wird eine Entschädigung bis 
zu 80,- DM, Bundesbediensteten eine Entschädi-
gung von 40,- DM gewährt. Für die Prüfung eines 
Drehbuchentwurfs wird allen Mitgliedern des Preis-
richterausschusses und den Sachverständigen eine 
Entschädigung von 20,- DM gewährt. Die Bestim-
mungen in Satz 2 und 3 finden auch auf einen nach 
I! 6 Satz 2 benannten Vertreter des Vorsitzenden 
Anwendung. 

II!. Auswahl durch den Auswahlausschuß 

1. über die Vergabe der Drehbuchprämien nach I B 4 
befindet ein Auswahlausschuß mit seiner Entschei-
dung über die Förderungswürdigkeit des Projekts 
nach den hierfür geltenden Richtlinien des Vereins 
Kuratorium Junger Deutscher Film. Er besteht aus 
mindestens zwölf unabhängigen auf dem Gebiet des 
Films fachkundigen oder im öffentlichen Leben er-
fahrenen Persönlichkeiten. 

2. Die Mitglieder des Auswahlausschusses werden nach 
Anhörung des Vereins Kuratorium Junger Deut-
scher Film vom Bundesminister des Innern auf die 
Dauer von drei Jahren berufen. 

3. Den Vorsitz im Auswahlausschuß führt der Leiter 
der Abteilung für kulturelle Angelegenheiten des 
Bundes im Bundesministerium des Innern oder sein 
Vertreter. 

4. Der Auswahlausschuß ist beschlußfähig, wenn min-
destens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 
Eine Prämie erhalten diejenigen Drehbücher, auf 
die sich der Auswahlausschuß mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der Anwesenden einigt. Aus-
schußmitglieder, denen eine Teilnahme an der Ab-
stimmung nicht möglich ist, können sich schriftlich 
zu dem Beratungsobjekt äußern, wenn sie diesem 
ablehnend gegenüberstehen und ihre Stellungnahme 
begründen. Liegen mindestens zwei solcher Äuße-
rungen vor, so erhöht sich die erforderliche Mehr-
heit auf drei Viertel der Anwesenden. Der Rechts-
weg ist ausgeschlossen. 

5. Die Bestimmungen unter II 6 bis 9 finden entspre-
chende Anwendung. 

IV. Grundsätze für die Vergabe der Filmprämien 

1. Spielfilme im Sinne dieses Erlasses sind Filme, die 
für die Vorführung und handelsübliche Auswertung 
in Lichtspieltheatern der Bundesrepublik Deutsch-
land einschließlich Berlin (West) bestimmt und ge-
eignet sind. Filme, die ausschließlich für eine Aus-
strahlung im Fernsehen hergestellt und (oder) ge-
eignet sind, gelten nicht als Spielfilme im Sinne von 
Satz 1. 
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2. Eine Prämie nach I A 3 kann nur gewährt werden, 
wenn die Verfilmung des Drehbuches als besonders 
gute Leistung anzusehen ist. 

3. Die Filmprämien stehen ausschließlich dem Her-
steller des Films zu. Für die Feststellung, wer Her-
steller des Films ist, ist der Vorspann des Films 
maßgebend. 

4. Die Prämie wird nur an solche Produktionsunter-
nehmen geleistet, die ihren ständigen Sitz in der 
Bundesrepublik Deutschland oder in Berlin (West) 
haben und unter der tatsächlichen Leitung eines 
deutschen Staatsangehörigen stehen. Ausländer kön-
nen Inländern gleichgestellt werden, wenn sie stän-
dig in der Bundesrepublik Deutschland wohnen und 
dort für gewöhnlich ihre Tätigkeit ausüben. Als 
Hersteller gelten nur solche Unternehmen, die aus-
schließlich oder fast ausschließlich die Herstellung 
von Filmen betreiben. 

5. Wurden die Atelieraufnahmen des ausgezeichneten 
Films und werden die Atelieraufnahmen des neuen 
Filmvorhabens (IV 7 (1)) in Studios der Bundes-
republik Deutschland einschließlich Berlin (West) 
durchgeführt, erhöht sich die dem Hersteller nach 
I A 2 zustehende Filmprämie um 15 vom Hundert. 
Die Prämienerhöhung kann in besonders gelagerten 
Ausnahmefällen auch dann gewährt werden, wenn 
die Atelieraufnahmen des neuen Filmvorhabens 
nicht in Studios der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich Berlin (West) durchgeführt werden. 

6. (1) Bei Filmen, die von mehreren Herstellern in Ge-
meinschaftsproduktion hergestellt worden sind, 
entflHlt auf jeden Hersteller ein seiner künst-
lerischen, organisatorischen und finanziellen Be-
teiligung entsprechender Teil der Prämie. Kommt 
eine Einigung unter den Beteiligten innerhalb 
einer angemessenen Frist nicht zustande, so ent-
scheidet der Bundesminister des Innern über die 
Aufteilung. 

(2) Bei Filmen, die von deutschen und ausländischen 
Herstellern in Gemeinschaftsproduktion herge-
stellt worden sind, kann der deutsche Hersteller 
die Prämie bis zu ihrer vollen Höhe erhalten. 
Beträgt die Beteiligung des deutschen Herstellers 
in künstlerischer, organisatorischer und finan-
zieller Hinsicht weniger als 50 vom Hundert, so 
kann er die Prämie bis zur Hälfte ihrer vollen 
Höhe erhalten. Die Bestimmung unter V 2 (2) 
bleibt unberührt. 

(3) Eine an der Herstellung des Films beteiligte 
Rundfunkanstalt kann einen Prämien anteil nicht 
erhalten. Das gleiche gilt für Firmen, die aus-
schließlich oder fast ausschließlich Filme für 
Rundfunkanstalten herstellen. 

7. (1) Die Prämien sind zur Finanzierung neuer Film-
vorhaben bestimmt. Auf Verlangen des Bundes-
ministers des Innern hat der Hersteller ein Gut-
achten der Freiwilligen Selbstkontrolle der Film-
wirtschaft über die Vereinbarkeit des neuen 
Filmvorhabens mit den Grundsätzen der Frei-
willigen Selbstkontrolle der Filmwirtschaft bei-
zubringen. 

(2) Auf Antrag kann der Bundesminister des Innern 
in Ausnahmefällen gestatten, daß eine Prämie 
zur Deckung der vom Produzenten aufgewende-
ten Kosten eines ausgezeichneten Films verwandt 
wird, wenn und soweit die Einspielergebnisse 
dieses Films nach Ablauf von etwa einem Jahr 
seit seiner ersten öffentlichen Aufführung zur 
Deckung seiner Herstellungskosten nicht aus-
reichen. 

8. Die Prämie ist nicht übertragbar und nicht pfänd-
bar. Wird eine Prämie mehreren Herstellern ge-
meinsam zuerkannt und beginnt einer der Herstel-
ler nicht innerhalb der unter VI 6 genannten Frist 
mit der Herstellung eines neuen Films, so kann er 

den Anspruch auf den auf ihn entfallenden Teil der 
Prämie an einen Mithersteller des ausgezeichneten 
Films abtreten. 

V. Teilnahme am Auswahlverfahren für Filmprämien 

1. Gattung der Filme 
(1) An der Auswahl nehmen nur abendfüllende 

Filme teil, deren Drehbuch und Gestaltung von 
einer Spielhandlung bestimmt sind. 

(2) Politische Propagandafilme und Filme, die gegen 
Strafbestimmungen verstoßen, nehmen an der 
Auswahl nicht teil. Das gleiche gilt für Filme, 
die in ihrer Gesamtheit oder in einzelnen Szenen 
auf das sittliche und religiöse Empfinden nicht 
angemessene Rücksicht nehmen. 

(3) Filme, die sowohl für die Vorführung in Licht-
spieltheatern als auch im Fernsehen vorgesehen 
sind, nehmen an der Auswahl nur teil, wenn sie 
in handelsüblicher Weise in Lichtspieltheatern 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
Berlin (West) ausgewertet werden. 

(4) In Zweifelsfällen entscheidet der Preisrichter-
ausschuß. 

2. Herstellungsland und sprachliche Fassung 
(1) An der Auswahl nehmen nur solche Filme teil, 

die von deutschen Herstellern (IV 4) produziert 
worden sind. 

(2) Filme, die von deutschen und ausländischen Her-
stellern in Gemeinschaft produziert worden sind, 
können an der Auswahl teilnehmen, wenn das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft sie als 
deutsche Filme anerkannt hat; der Bundesmini-
ster des Innern kann Ausnahmen zulassen, wenn 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft im 
Einzelfall nicht tätig werden kann. Eine Prämie 
erhalten diese Filme nur, wenn sie nach Inhalt 
und Gestaltung als Ausdruck deutschen Kultur-
schaffens anzusehen sind; hierüber entscheidet 
der Preisrichterausschuß. 

(3) Die Originalfassung des Films soll in deutscher 
Sprache hergestellt sein. Ist ein Film in meh-
reren Sprachen hergestellt, so gilt nur die 
deutsche Fassung als deutscher Film. 

3. Herstellungszeit 
(1) Die Filme müssen in dem Jahr der Vergabe der 

Prämie oder in den vorausgegangenen bei den 
Kalenderjahren hergestellt worden sein. 

(2) Die Filme müssen nach dem 31. März des vor-
ausgegangenen Jahres von der Freiwilligen 

Selbstkontrolle der Filmwirtschaft freigegeben 
worden sein. 

4. Filmforrnat 
Die Filme müssen mindestens im Normalformat 
(35 mrn) hergestellt sein. 

5. Ausgeschlossene Filme 
(1) Filme, die schon einmal zur Auszeichnung mit 

einer Filmprämie vorgeschlagen worden sind, 
nehmen an der Auswahl nicht teil. 

(2) Filme, die mit dem Deutschen Filmpreis aus-
gezeichnet worden sind, können eine Prämie nach 
IA 2 oder I A 3 nicht erhalten. 

(3) Filme, deren Drehbüchern eine Prämie nach 
I B 2 (1) oder I B 4 zuerkannt worden ist, kön-
nen eine Prämie nach I A 2 nicht erhalten. 

6. Vorschlagsberechtigung und Vorauswahl 
(1) Vorschläge für die Auszeichnung von Filmen 

können vom Vorsitzenden oder von einzelnen 
Mitgliedern des Preisrichterausschusses einge-
reicht werden. 

(2) Die Vorschläge der Preisrichter müssen dem 
Bundesminister des Innern eingeschrieben bis 
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spätestens vier Wochen vor Beginn der Sitzung 
des Preisrichterausschusses zugehen. 

(3) Für die Entscheidung über die Teilnahme von 
Filmen an der Auswahl kann ein vorbereitender 
Ausschuß gebildet werden, der aus dem Vor-
sitzenden des Preisrichterausschusses und zwei 
weiteren vom Preisrichterausschuß aus seiner 
Mitte zu benennenden Mitgliedern besteht. 

Der Preisrichterausschuß kann mit der unter 
II 5 genannten Mehrheit auch solche Filme zur 
Auswahl zulassen, die der vorbereitende Aus-
schuß ausgeschlossen hat. 

VI. Fälligkeit der Filmprämien 
1. Die Prämie wird fällig, wenn der Empfänger mit 

der Herstellung eines neuen Films begonnen hat. 
2. Ist die Prämie unter mehrere Empfänger aufgeteilt 

worden, so wird sie fällig, wenn die Empfänger 
gemeinsam mit der Herstellung eines neuen Films 
begonnen haben. Stellen die Empfänger nicht ge-
meinsam einen neuen Film her, so wird der je-
weilige Teil der Prämie fällig, wenn einer der Emp-
fänger mit der Herstellung eines neuen Films be-
gonnen hat. 

3. Die Herstellung eines neuen Films gilt als begon-
nen, wenn der Hersteller nachweist, daß sämtliche 
Vorbereitungen abgeschlossen sind und die Dreh-
arbeiten begonnen haben. 

4. Die Prämie wird nicht fällig, solange der Hersteller 
durch Vereinbarungen in der Verwendung der Prä-
mie behindert ist. Der Hersteller hat durch Vorlage 
einer vor Gericht abgegebenen eidesstattlichen Ver-
sicherung nachzuweisen, daß er über die Prämie, 
einen Teil der Prämie oder einen nach der Prämie 
bemessenen oder mit der Zuerkennung einer Prämie 
im Zusammenhang stehenden Betrag weder mittel-
bar noch unmittelbar zugunsten eines Dritten ver-
fügt hat und zu keinem Zeitpunkt verfügen wird. 
Verfügungen, die ausschließlich zur Deckung der 
Herstellungskosten des neuen Films getroffen wer-
den, werden hiervon nicht berührt. 

5. Die Prämie wird nicht fällig, solange die handels-
übliche Auswertung des Films in Lichtspieltheatern 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Ber-
lin (West) nicht sichergestellt ist. 

6. Werden die Voraussetzungen für die Fälligkeit der 
Prämie nicht mindestens drei Wochen vor Ende des 
Kalenderjahres, in dem die Bekanntgabe erfolgt, 
nachgewiesen, so erlischt der Anspruch. 

7. Von den Bestimmungen unter 1 bis 3 und 6 kann 
der Bundesminister des Innern in besonderen Fällen 
Ausnahmen zulassen. Von der Bestimmung unter 5 
kann der Bundesminister des Innern in besonderen 
Fällen Ausnahmen zulassen, wenn keine Verein-
barungen bestehen, die die handelsübliche Auswer-
tung des Films in Lichtspieltheatern der Bundes-
republik Deutschland einschließlich Berlin (West) 
gefährden und sich der Hersteller verpflichtet, der-
artige Vereinbarungen auch für die Zukunft nicht 
zu treffen und den Film in Lichtspieltheatern der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) handelsüblich auszuwerten. 

8. Soweit die Prämie zur Deckung der Kosten des aus-
gezeichneten Films verwendet werden darf, finden 
die Bestimmungen unter 1, 2 und 5 keine Anwen-
dung. 

9. Die Prämie wird ausschließlich ausgezahlt, 
a) wenn sie zur Deckung der Kosten des ausgezeich-

neten Films verwendet werden darf, auf das 
Konto des im Vorspann des Films genannten 
Herstellers, über das die Finanzierung des aus-
gezeichneten Films abgewickelt worden ist; 

b) in den übrigen Fällen auf das Konto des im Vor-
spann des ausgezeichneten Films genannten Her-
stellers, über das die Finanzierung des neuen 
Films abgewickelt wird. 

Eine nach IV 8 zulässige Abtretung wird berück-
sichtigt. 

VII. Grundsätze für die Vergabe von Drehbuchprämien 
nach IB 2 und IB 3 

1. Von dem Preisrichterausschuß können im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Mittel (IX 2) auf Vor-
schlag ausgezeichnet werden: 
a) bis zu 10 deutschsprachige drehreife Drehbücher, 

die von ausschließlich deutschen Herstellern vor-
gelegt worden sind, die die Verfilmung des Dreh-
buchs hinreichend vorbereitet haben, 

b) bis zu 10 deutschsprachige drehreife Drehbücher, 
die von den Verfassern vorgelegt worden sind, 

c) bis zu 10 etwa 20-30 Schreibmaschinenseiten 
umfassende deutschsprachige Drehbuchentwürfe, 
die von den Verfassern vorgelegt worden sind. 

2. Die Vorschläge für eine Auszeichnung werden ein-
gereicht von einem bei der Freiwilligen Selbstkon-
trolle der Filmwirtschaft gebildeten Ausschuß, dem 
ihr Leiter und mindestens vier weitere fachkundige 
Persönlichkeiten angehören müssen. Die Vorschläge 
müssen geschlossen spätestens acht Wochen vor Be-
ginn der Sitzung des Preisrichterausschusses den 
einzelnen Mitgliedern des Ausschusses und dem 
Bundesminister des Innern zugesandt werden. 

3. Von jedem Drehbuch und Drehbuchentwurf müssen 
dem bei der Freiwilligen Selbstkontrolle gebildeten 
Ausschuß fünf Ausfertigungen vorgelegt werden. 
Jedem Drehbuch und Drehbuchentwurf ist eine Zu-
sammenfassung seines Inhalts auf höchstens einer 
Schreibmaschinenseite beizufügen. Jeder Drehbuch-
entwurf muß Thema, Aufbau, Handlungsablauf und 
Charakterisierung der Hauptfiguren des Films klar 
erkennen lassen. 

4. Den Vorschlägen nach VIIla) ist eine Erklärung 
des Herstellers über die von ihm getroffenen Vor-
bereitungen für die Verfilmung beizufügen. Die Er-
klärung muß zumindest Angaben über die Haupt-
besetzung, den Regisseur und die Finanzierung ent-
halten. 

5. Drehbücher, die schon einmal zur Auszeichnung mit 
einer Prämie vorgelegen haben, nehmen am Aus-
wahlverfahren nur teil, wenn sie nach ihrer Nicht-
berücksichtigung in wesentlich veränderter Fassung 
vorgelegt werden oder wenn eine Prämie nach I B 2 
(2) zuerkannt worden ist und über eine weitere Aus-
zeichnung mit einer Prämie nach I B 2 (1) zu be-
finden ist. Drehbücher, mit deren Verfilmung vor 
Beginn der Sitzung des Preisrichterausschusses be-
gonnen oder denen eine Prämie nach I B 4 zuerkannt 
worden ist, sind von einer Teilnahme am Auswahl-
verfahren ausgeschlossen. 

6. Drehbuchentwürfe, die schon einmal zur Auszeich-
nung mit einer Prämie vorgelegen haben, nehmen 
am Auswahlverfahren nicht teil. 

7. (1) Die Prämie nach I B 2 (1) Satz 1 steht ausschließ-
lich dem Hersteller zu, der das Drehbuch zur 
Teilnahme am Auswahlverfahren vorgelegt hat 
und verfilmt. 

(2) Bei Drehbüchern, die von mehreren Herstellern 
gemeinsam verfilmt werden, steht die Drehbuch-
prämie zu gleichen Teilen den Herstellern zu, die 
das Drehbuch zur Teilnahme am Auswahlver-
fahren vorgelegt haben und verfilmen. 

(3) Die Prämie wird nicht ausgezahlt, wenn die Ver-
filmung des ausgezeichneten Drehbuchs nicht aus-
schließlich durch deutsche Hersteller erfolgt. 

(4) Eine an der Verfilmung des Drehbuchs beteiligte 
Rundfunkanstalt kann einen Prämienanteil nicht 
erhalten. Das gleiche gilt für Firmen, die aus-
schließlich oder fast ausschließlich Filme für 
Rundfunkanstalten herstellen. 

(5) Die dem Hersteller zustehende Prämie wird fäl-
lig, wenn er nachweist, daß sämtliche Vorberei-
tungen getroffen sind und die Dreharbeiten be-
gonnen haben. 

(6) Die Prämie wird nicht fällig, solange der Her-
steller durch Vereinbarungen in der Verwendung 
der Prämie behindert ist. Der Hersteller hat 
durch Vorlage einer vor Gericht abgegebenen 
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eidesstattlichen Versicherung nachzuweisen, daß 
er über die Prämie, einen Teil der Prämie oder 
einen nach der Prämie bemessenen oder mit der 
Zuerkennung einer Prämie im Zusammenhang 
stehenden Betrag weder mittelbar noch unmittel-
bar zugunsten eines Dritten verfügt hat und zu 
keinem Zeitpunkt verfügen wird. Verfügungen, 
die ausschließlich zur Deckung der Herstellungs-
kosten des Filmvorhabens getroffen werden, wer-
den hiervon nicht berührt. 

(7) Die Prämie wird nicht fällig, solange die handels-
übliche Auswertung des Films in Lichtspiel-
theatern der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) nicht sichergestellt ist. 

(8) Werden die Voraussetzungen für die Fälligkeit 
der Prämie nicht mindestens drei Wochen vor 
Ende des Kalenderjahres, in dem die Bekannt-
gabe erfolgt, nachgewiesen, so erlischt der An-
spruch. 

(9) Von den Bestimmungen unter (1), (2), (3), (5) und 
(8) kann der Bundesminister des Innern in be-
sonderen Fällen Ausnahmen zulassen. Von der 
Bestimmung unter (7) kann der Bundesminister 
des Innern in besonderen Fällen Ausnahmen zu-
lassen, wenn keine Vereinbarungen bestehen, die 
die handelsübliche Auswertung in Lichtspiel-
theatern der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) gefährden und sich der 
Hersteller verpflichtet, derartige Vereinbarungen 
auch für die Zukunft nicht zu treffen und den 
Film in Lichtspieltheatern der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) handels-
üblich auszuwerten. 

(10) Die dem Hersteller zustehende Prämie ist aus-
schließlich zur Finanzierung des mit der Dreh-
buchprämie ausgezeichneten Filmvorhabens be-
stimmt. 

(11) Nach Fertigstellung sind die Filme dem Ausschuß, 
der über die Auszeichnung mit einer Drehbuch-
prämie befunden hat, vorzulegen. 

(12) Die nach I B 2 (1) Satz 1 gewährte Prämie ist 
zurückzuzahlen, wenn der Film nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist nach VII 7 (11) vor-
gelegt wird, oder wenn der fertige Film wesent-
lich von dem ausgezeichneten Drehbuch abweicht. 
Hierüber entscheidet der Preisrichterausschuß. 

(13) Die Prämie ist nicht übertragbar und nicht pfänd-
bar. 

(14) Die Bestimmung unter IV 5 Satz 1 ist ent-
sprechend anzuwenden. 

8. (1) Die Prämie nach I B 2 (1) Satz 2, I B 2' (2) und 
I B 3 steht ausschließlich dem Verfasser des Dreh-
buchs oder Drehbuchentwurfs zu. 

(2) Auf die Prämie nach I B 2 (1) Satz 2 sind etwaige 
Prämien nach I B 2 (2) oder I B 3 anzurechnen. 
Auf die Prämie nach I B 2 (2) ist eine etwaige 
Prämie nach I B 3 anzurechnen. 

(3) Für die Feststellung, wer Verfasser des Dreh-
buches oder Drehbuchentwurfs ist, sind die auf 
der Titelseite des Drehbuches oder Drehbuchent-
wurfs enthaltenen Angaben maßgebend. 

9. Die Bestimmungen unter IV 4, IV 6 (1), V 1, V 2 und 
V 4 sind entsprechend anzuwenden. 

VIII. Besondere Bestimmungen 
für die Drehbuchprämien nach I B 4 

1. Von dem Auswahlausschuß können im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Mittel (IX 2) mit einer 
Prämie nach I B 4 jährlich bis zu 10 deutschspra-
chige drehreife Drehbücher ausgezeichnet werden, 
deren Verfilmung im Sinne der Richtlinien des Ver-
eins Kuratorium Junger Deutscher Film vorbereitet 
ist. Die Vorlegung kann nur im Rahmen eines Prüf-
verfahrens über die Förderungswürdigkeit des Ob-
je~ts im Sinne der genannten Richtlinien erfolgen. 

2. Das Auswahlverfahren für Drehbücher, die eine 
Prämie nach I B 4 erhalten können, bestimmt sich 

nach den vom Bundesminister des Innern geneh-
migten Richtlinien des Vereins Kuratorium Junger 
Deutscher Film. 

3. (1) Die Prämie nach I B 4 Satz 1 steht ausschließlich 
dem Filmregisseur zu, der das Drehbuch beim 
Verein Kuratorium Junger Deutscher Film ein-
gereicht hat. 

(2) Die Höhe der Prämie richtet sich nach der vom 
Verein Kuratorium Junger Deutscher Film dem 
Bundesminister des Innern benannten und ge-
mäß den Richtlinien des Vereins ermittelten 
Förderungssumme. 

(3) Auf die Prämie wird eine für das gleiche Dreh-
buch bereits nach I B 2 (1) Satz 1 zuerkannte 
Prämie in der Weise angerechnet, daß beide Prä-
mien zusammen den Betrag von 350 000,- DM 
nicht übersteigen. 

(4) Die Prämie ist ausschließlich zur Finanzierung 
des mit der Drehbuchprämie ausgezeichneten 
Filmvorhabens bestimmt. 

(5) Die Prämie wird dem Verein Kuratorium Junger 
Deutscher Film überwiesen und nach dessen 
Richtlinien verwaltet und verwendet. Zur 
Deckung seiner Prüfungs- und überwachungs-
kosten stehen dem Verein Kuratorium Junger 
Deutscher Film 2 vom Hundert von der gewähr-
ten Prämie zu. 

(6) Die Prämie wird nicht ausgezahlt, wenn die Ver-
filmung des ausgezeichneten Drehbuchs nicht 
ausschließlich durch deutsche Hersteller erfolgt. 

(7) Die Prämie wird fällig, wenn der Verein Kura-
torium Junger Deutscher Film nachweist, daß 
sämtliche Vorbereitungen für die Verfilmung des 
Drehbuchs abgeschlossen sind, die Dreharbeiten 
begonnen haben und der Regisseur, dem die 
Prämie zuerkannt worden ist, die Regie führt. 

(8) Die Prämie wird nicht fällig, solange die han-
delsübliche Auswertung des Films in Lichtspiel-
theatern der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) nicht sichergestellt ist. 

(9) Werden die Voraussetzungen für die Fälligkeit 
der Prämie nicht mindestens drei Wochen vor 
Ende des auf die Bekanntgabe folgenden Kalen-
derjahres nachgewiesen, so erlischt der Anspruch. 

(10) Von den Bestimmungen unter (6), (7), (8) und (9) 
kann der Bundesminister des Innern in beson-
deren Fällen Ausnahmen zulassen. 

(11) Die Prämie ist nicht übertragbar und nicht 
pfändbar. 

4. (1) Die Prämie nach I B 4 Satz 2 steht ausschließlich 
dem Verfasser des Drehbuchs zu. Eine für das 
gleiche Drehbuch nach I B 2 (1) Satz 2, I B 2 (2) 
oder I B 3 zuerkannte Prämie wird angerechnet. 

(2) Für die Feststellung, wer Verfasser des Dreh-
buchs ist, sind die auf der Titelseite des Dreh-
buchs enthaltenen Angaben maßgebend. 

(3) Die Bestimmung unter IV 6 (1) ist entsprechend 
anzuwenden. 

5. Die Bestimmungen unter V 1, V 2 und V 4 sind ent-
sprechend anzuwenden. 

IX. Sonstiges 
1. Wenn besondere Gründe für eine von den Bestim-

mungen dieses Erlasses abweichende Vergabe von 
Prämien vorliegen, können Preisrichter- oder Aus-
wahlausschuß eine entsprechende Empfehlung ge-
ben. 

2. Die Höhe del? für die Prämienvergabe zur Verfügung 
stehenden Betrages wird dem Preisrichter- bzw. 
Auswahlausschuß vor Beginn der Auswahlsitzung 
vom Vorsitzenden bekanntgegeben. 

3. Sollte das Haushaltsgesetz des Bundes eine allge-
meine Kürzung aller Ausgaben vorsehen, die nicht 
auf einer rechtlichen Verpflichtung beruhen, so kön-
nen die Prämien im gleichen Verhältnis gekürzt 
werden. 
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4. Die Hersteller der für die Auswahl in Betracht kom-
menden Filme werden schriftlich aufgefordert, 
rechtzeitig zur Sitzung des Preisrichterausschusses 
oder gegebenenfalls des vorbereitenden Ausschusses 
eine technisch einwandfreie Kopie zur Verfügung zu 
stellen. Der Eingang der Aufforderung ist um';' 
gehend durch eingeschriebenen Brief zu bestätigen. 
Die Kosten des Transports und der Lagerung sowie 
die Gefahr des Transports, der Lagerung und der 
Vorführung trägt der Filmhersteller. Den Kopien 
sind ausgefüllte Rücksendepapiere beizufügen. 
Filme, deren Kopien nicht rechtzeitig vorliegen, 
nehmen nicht am Auswahlverfahren teil. 

5. Die Hersteller der Filme, die mit einer Prämie aus-
gezeichnet worden sind oder deren Drehbuch nach 
I B 2 (1) ausgezeichnet worden ist, sind verpflichtet, 
sich mit dem Bundesarchiv in Koblenz in Verbin-
dung zu setzen und diesem auf Verlangen 
a) bei Schwarz-Weiß-Filmen eine Schmalfilmkopie 

(16 mm) und eine Normalfilmkopie, 
b) bei Farbfilmen eine Farbfilmkopie 
in technisch einwandfreiem Zustand auf ihre Kosten 
zur Verfügung zu stellen. Die gleiche Verpflichtung 
trifft den Regisseur eines Films, dessen Drehbuch 

nach I B 4 ausgezeichnet worden ist. Der Bundes-
minister des Innern kann die Auszahlung der Prä-
mie zurückstellen, bis der Hersteller bzw. Regisseur 
seinen Verpflichtungen einschließlich früheren Ver-
pflichtungen gegenüber dem Bundesarchiv nach-
gekommen ist. 

6. Von den mit einer Drehbuchprämie ausgezeichneten 
Drehbüchern und Drehbuchentwürfen verbleibt ein 
Exemplar beim Bundesministerium des Innern. 

7. Zweifelsfragen bei der Auslegung dieses Erlasses 
entscheidet der Bundesminister des Innern. 

8. Die nach den Vorschriften dieses Erlasses vom 
Preisrichter- bzw. Auswahlausschuß zuerkannten 
Auszeichnungen werden durch den Bundesminister 
des Innern bekanntgegeben. Ein Anspruch auf die 
Prämie wird erst mit der Bekanntgabe begründet. 

9. Der Erlaß über die Vergabe von Spielfilmprämien 
vom 17. April 1962 - GMBL Seite 192 - wird auf-
gehoben. 

Bonn, den 30. November 1964 

Der Bundesminister des Innern 
Höcherl 

GMBl. 1964, S. 622 

Personalnachrichten 

In das Bun
Regierung
(bisher GS
Regierung
(bisher La

Zum Grenzschutzkommando Nord in Goslar versetzt: 
Der Bundesminister des Innern 
desministerium des Innern versetzt: 
soberinspektor Herbert Sc hol z 
-Verwaltung Nord Walsrode) 
sinspektor K lei n 
ndratsamt Bernkastel) 

Major i. BGS Siegfried Weber 

In den Ruhestand versetzt: 
Inspekteur Hans S t ein weg 
mit Ablauf des 30. November 1964 

GMBl. 1964, S. 626 
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